
 

  

S 13 AL 949/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 AL 949/99
Datum 27.06.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 329/01
Datum 27.11.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
27.06.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die RÃ¼ckzahlung eines Eingliederungszuschusses (EZ)
fÃ¼r den Arbeitnehmer C. (C.) in HÃ¶he von 7.744,00 DM.

C. nahm ab 01.03.1998 an einer TrainingsmaÃ�nahme bei der KlÃ¤gerin teil. Ab
01.05.1998 trat er dort eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung an. Am
27.04.1998 beantragte die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung eines EZ und verpflichtete
sich, den EZ zurÃ¼ckzuzahlen, wenn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend
des FÃ¶rderungszeitraumes oder innerhalb eines Zeitraums, der der
FÃ¶rderungsdauer entspricht, lÃ¤ngstens jedoch von 12 Monaten, nach Ende des
FÃ¶rderungszeitraums beendet wird. Dies gelte u.a. nicht, wenn sie berechtigt sei,
das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer
KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen (Punkt 4 der ErklÃ¤rung).
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Mit Bescheid vom 06.07.1998 bewilligte die Beklagte einen EZ fÃ¼r die Zeit vom
01.05.1998 bis 30.04.1999 in HÃ¶he von 1.936,00 DM monatlich. In den
Nebenbestimmungen des Bescheides war die RÃ¼ckzahlungsverpflichtung erneut
dargelegt worden.

Mit Schreiben vom 01.10.1998 kÃ¼ndigte die KlÃ¤gerin das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit
C. zum 31.10.1998 innerhalb der Probezeit. Die KlÃ¤gerin teilte hierzu im Schreiben
vom 05.10.1998 gegenÃ¼ber der Beklagten mit, die KÃ¼ndigung sei wegen
"Eingliederungsproblemen" erfolgt.

Mit Bescheid vom 01.12.1998 hob die Beklagte die Bewilligung des EZ
rÃ¼ckwirkend ab 01.05.1998 auf und forderte den geleisteten EZ fÃ¼r die Zeit vom
01.05.1998 bis 31.08.1998 in HÃ¶he von 7.744,00 DM zurÃ¼ck. Das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei innerhalb des FÃ¶rderungszeitraumes beendet
worden, ohne dass die KlÃ¤gerin berechtigt gewesen wÃ¤re, das ArbeitsverhÃ¤ltnis
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen.

Den Widerspruch hiergegen begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin damit, die KÃ¼ndigung sei
wegen persÃ¶nlicher Verfehlungen (Arbeitsmoral, verspÃ¤teter Arbeitsantritt,
eigenmÃ¤chtiges Verlassen des Arbeitsplatzes, mangelnde handwerkliche
FÃ¤higkeiten) wÃ¤hrend der Probezeit erfolgt.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 23.09.1999
zurÃ¼ck. Es habe nicht festgestellt werden kÃ¶nnen, dass C. durch sein Verhalten
Anlass zu einer fristlosen KÃ¼ndigung gegeben habe.

Die hiergegen zum Sozialgericht NÃ¼rnberg erhobene Klage hat die KlÃ¤gerin
damit begrÃ¼ndet, C. sei ca. 2 Wochen nach Aufnahme der TÃ¤tigkeit verspÃ¤tet
erschienen, habe die Arbeitsanweisungen der KlÃ¤gerin nicht umgesetzt und sich
eigenmÃ¤chtig sowie verfrÃ¼ht vom Arbeitsplatz entfernt. Er sei diesbezÃ¼glich
abgemahnt worden und habe sich â�� allerdings nur kurzfristig â�� gebessert. Es
sei dann nochmals erfolglos eine Abmahnung ausgesprochen worden. Da auch die
Mitarbeiter nicht bereit gewesen seien, mit C. noch lÃ¤nger zusammenzuarbeiten,
sei ihm dann gekÃ¼ndigt worden. Ihm hÃ¤tte sogar fristlos gekÃ¼ndigt werden
kÃ¶nnen. Eine KÃ¼ndigungsschutzklage habe C. zurÃ¼ckgenommen. Nach der
derzeit geltenden gesetzlichen Regelung entfalle die RÃ¼ckzahlungspflicht, wenn
eine rechtmÃ¤Ã�ige KÃ¼ndigung des Arbeitgebers vorliege.

Das Sozialgericht hat C. und den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin vernommen. C.
hat die ihm vorgeworfenen Verfehlungen nicht bestÃ¤tigen kÃ¶nnen und will keine
Abmahnung erhalten haben. Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin hat erklÃ¤rt, C.
sei mÃ¼ndlich abgemahnt worden, er sei zuletzt im August 1998 zu spÃ¤t zur
Arbeit erschienen. Grund der KÃ¼ndigung sei jedoch gewesen, dass ein Mitarbeiter
der Firma nicht mehr mit ihm habe zusammenarbeiten wollen, weil C. mehrfach
Ausschuss produziert habe. Wann zuletzt die Arbeitsanweisungen durch C. nicht
eingehalten worden seien, kÃ¶nne er nicht sagen, es werde wohl im September
gewesen sein.
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Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 27.06.2001 abgewiesen. Ein
wichtiger Grund fÃ¼r die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses habe nicht
bestanden, eine schriftliche Abmahnung sei nicht erfolgt und die letzten
Verfehlungen des KlÃ¤gers lÃ¤gen bereits zu lange zurÃ¼ck. Â§ 223 Abs.2 Drittes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) sei in der bis 31.07.1999 geltenden Fassung
anzuwenden.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin Berufung zum Bayer. Landessozialgericht eingelegt und
vorgetragen, in der Probezeit kÃ¶nne C. ohne Angaben irgendwelcher GrÃ¼nde
gekÃ¼ndigt werden. Die Vernehmung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der KlÃ¤gerin sei
nicht ordnungsgemÃ¤Ã� durchgefÃ¼hrt worden, das Fragerecht sei mangels
Terminsverlegung abgeschnitten worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 27.06.2001 und den
Bescheid vom 01.12.1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
23.09.1999 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogene Akte der Beklagten
sowie die gerichtlichen Akten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht die Klage gegen den
Bescheid vom 01.12.1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
23.09.1999 abgewiesen.

Die â�� eigenstÃ¤ndige â�� Rechtsgrundlage fÃ¼r den RÃ¼ckzahlungsanspruch
der Beklagten findet sich in Â§ 223 Abs.2 SGB III in der bis 31.07.1999 geltenden
Fassung (alte Fassung â�� a.F.). Hierauf hat auch die Beklagte ihre
RÃ¼ckzahlungsforderung spÃ¤testens im Widerspruchsbescheid vom 23.09.1999
gestÃ¼tzt.

Â§ 223 Abs.2 SGB III a.F. lautete: "Der Eingliederungszuschuss ist zurÃ¼ckzuzahlen,
wenn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des FÃ¶rderungszeitraums oder
innerhalb eines Zeitraums, der der FÃ¶rderungsdauer entspricht, lÃ¤ngstens von 12
Monaten nach dem Ende des FÃ¶rderungszeitraumes beendet wird. Dies gilt nicht,
wenn â�� was hier allein in Betracht kommt â�� der Arbeitgeber berechtigt war, das
ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu
kÃ¼ndigen."

Â§ 223 Abs.2 SGB III in der ab 01.08.1999 geltenden Fassung, durch den die
Voraussetzung fÃ¼r das Entfallen der RÃ¼ckzahlungspflicht erweitert worden ist,
kommt nicht zur Anwendung (vgl. stRspr. seit BSGE 89, 192). Nach Â§ 422 Abs.1

                               3 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/223.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/223.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/223.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/223.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2089,%20192
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/422.html


 

SGB III sind bei Ã�nderungen, soweit nichts anderes bestimmt ist, auf Leistungen
der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung bis zum Ende der MaÃ�nahme die Vorschriften in der
vor dem Tag des In-Kraft-Tretens maÃ�gebenden Fassung weiter anzuwenden,
wenn vor diesem Tag der Anspruch entstanden ist, die Leistung zuerkannt worden
ist oder die MaÃ�nahme begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der
MaÃ�nahme beantragt worden ist.

Vorliegend sind die Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung des alten Rechts
erfÃ¼llt, weil alle AnknÃ¼pfungspunkte des Â§ 422 Abs.1 SGB III vor dem
01.08.1999 liegen. Auch wurde das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit C. innerhalb des
FÃ¶rderungszeitraumes beendet.

Eine RÃ¼ckzahlungspflicht besteht nur ausnahmsweise dann nicht, wenn â�� was
hier allein in Betracht kommen kann â�� der Arbeitgeber berechtigt war, das
ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu
kÃ¼ndigen (Â§ 223 Abs.2 Satz 2 Nr.1 SGB III). Diese Voraussetzungen liegen nicht
vor. Den Nachweis hierfÃ¼r kann die KlÃ¤gerin nicht erbringen. Nach dem im
sozialgerichtlichen Verfahren geltenden Grundsatz, dass jeder die Beweislast fÃ¼r
Tatsachen trÃ¤gt, die den von ihm geltend gemachten Anspruch begrÃ¼nden, geht
die Beweislosigkeit hier zu Lasten des KlÃ¤gers (Meyer-Ladewig, SGG, 7. Auflage, Â§
103 RdNr.19a und Â§ 118 RdNr.6; BSGE 71, 260; BSG in SGb 1996, 614; BayLSG in
Breihaupt 2000, 478; BayLSG Urteil vom 16.01.2003 â�� L 10 AL 360/00 -).

Vom Vorliegen eines wichtigen Grundes ist auszugehen, wenn alle tatsÃ¤chlichen
UmstÃ¤nde, die den wichtigen Grund ausfÃ¼llen, unbestritten oder bewiesen sind.
Dann ist u.a. unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalles eine
InteressenabwÃ¤gung vorzunehmen und die Fortsetzung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ordnungsgemÃ¤Ã� gekÃ¼ndigt werden kann, darf
nicht zumutbar sein (vgl. hier BSG in Breithaupt 2003, 524; zum Ganzen vgl.
Palandt, BGB, 62. Auflage, Â§ 626, RdNr.37 ff). Weiter ist die sog. ErklÃ¤rungsfrist
einzuhalten (Â§ 626 Abs.2, BÃ¼rgerliches Gesetzbuch â�� BGB -), d.h. die fristlose
KÃ¼ndigung aus wichtigem Grund muss innerhalb von 2 Wochen ab Kenntnis der
Tatsachen, die den wichtigen Grund ausmachen, erfolgen (Ausschlussfrist; vgl.
Palandt a.a.O. RdNr.20).

Wichtige GrÃ¼nde sind insbesondere solche, die nach den einschlÃ¤gigen
arbeitsrechtlichen Vorschriften (u.a. Â§ 626 BGB) zur fristlosen AuflÃ¶sung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses berechtigen (Menard in Niesel, SGB III, 1.Auflage, Â§ 223
RdNr.6). Zu den wichtigen GrÃ¼nden zÃ¤hlen insbesondere
Dienstarbeitspflichtverletzungen, Treuedienstverletzungen, sonstige
Pflichtverletzungen, strafbare Handlungen, schwere Verfehlungen, Verletzungen,
Verletzungen von Betriebsratspflichten etc., nicht aber eine Schlechtleistung des
Arbeitnehmers i.S. eines mangelnden Arbeitsergebnisses oder unzureichender
Kenntnisse (vgl. hierzu LSG NRW vom 06.05.2002 â�� L 12 AL 141/01 â��
verÃ¶ffentl. in Juris). Somit kann sich die KlÃ¤gerin auf die handwerklichen Defizite
des C. nicht berufen. Diese stellen keinen wichtigen Grund fÃ¼r eine fristlose
LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dar, gerade die Minderleistung soll
nÃ¤mlich durch den EZ ausgeglichen werden (vgl. Â§ 217 SGB III).
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Die KlÃ¤gerin selbst hat â�� wohl aufgrund dieser Erkenntnis â�� keine fristlose
KÃ¼ndigung ausgesprochen. Vielmehr hat sie den C. mit Schreiben vom 01.10.1998
zum 31.10.1998 gekÃ¼ndigt, obwohl dieser sich damals noch in der Probezeit
befunden hat und von daher eine KÃ¼ndigungsfrist von 3 Tagen ohne weiteres
mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Insbesondere aber kann nicht nachgewiesen werden,
dass die KlÃ¤gerin berechtigt gewesen wÃ¤re, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen. Dabei
genÃ¼gt es zwar, wenn der Arbeitgeber hierzu berechtigt gewesen wÃ¤re, dennoch
aber eine Frist eingehalten hat. Es genÃ¼gt allerdings nicht, wenn eine kurzfristige
KÃ¼ndigung alleine wegen der Probezeit tatsÃ¤chlich, auch ohne wichtigen Grund,
mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Vielmehr muss ein wichtiger Grund tatsÃ¤chlich und
objektiv vorliegen (vgl. Menard in Niesel, a.a.O. RdNr.6 mit Verweis auf Â§ 144
RdNr.77 ff, hier RdNr.78).

Vorliegend konnten aber von der KlÃ¤gerin weder die Verfehlungen des C. selbst
noch der Zeitpunkt der Verfehlungen innerhalb des Zweiwochenzeitraumes vor der
KÃ¼ndigung (17.09.1998 bis 01.10.1998) benannt werden. Nach Angaben des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der KlÃ¤gerin, der als Zeuge vom SG vernommen worden war,
sei C. letztmals im August 1998 zu spÃ¤t erschienen. Die Nichteinhaltung der
Arbeitsanweisungen wird von ihm fÃ¼r September 1998 vermutet, konkrete
Angaben zum genauen Zeitpunkt und zur Art der Verfehlung waren ihm allerdings
nicht mÃ¶glich. Die Verfehlungen sind dadurch aber nicht nachgewiesen worden.
Die ErklÃ¤rungen dieses Zeugen sind verwertbar, insbesondere ist der KlÃ¤gerin ein
Fragerecht nicht abgeschnitten worden, denn das SG hatte dem KlÃ¤gervertreter
rechtzeitig mitgeteilt, eine begehrte Terminsverlegung komme nicht in Betracht
(Schreiben vom 13.03.2001). Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat daraufhin keine
weitere Verlegung beantragt.

Somit kann von der KlÃ¤gerin das Vorliegen eines wichtigen Grundes sowie der
Ausspruch der KÃ¼ndigung innerhalb der Ausschlussfrist nicht nachgewiesen
werden. Sie hat den Nachteil zu tragen, wenn sich ein das RÃ¼ckforderungsrecht
der Beklagten ausschlieÃ�ender Grund nicht feststellen lÃ¤sst (vgl. oben). Weitere
Zeugen, die Angaben zum Vorliegen eines wichtigen Grundes innerhalb der
Ausschlussfrist machen kÃ¶nnen, hat die KlÃ¤gerin nicht benannt. Lediglich fÃ¼r
das verspÃ¤tete Erscheinen vor der Abmahnung und fÃ¼r die mÃ¼ndlich erfolgten
Abmahnungen selbst hat die KlÃ¤gerin noch Beweis angeboten.

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist nach alledem zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG zuzulassen, liegen nicht
vor.

Erstellt am: 17.02.2004
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Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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